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Versorgung mit einem Behindertendreirad 

Urteil des Hessischen Landessozialgerichtes vom 17.12.2009, Az.: L 8 KR 311/08 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem o. g. Urteil hat das Hessische Landessozialgericht entschieden, dass für die 
Versorgung mit einem Behindertendreirad die Leistungspflicht der gesetzlichen 
Krankenversicherung nach § 33 SGB V gegeben ist, wenn das Behindertendreirad 
notwendig ist, um einer drohenden Behinderung, nämlich dem Verlust der Gehfähigkeit, 
vorzubeugen und andere Therapieformen nicht den gleichen Erfolg versprechen. 

Angesichts der jüngeren Rechtsprechung des BSG zur Hilfs- und Heilmittelversorgung zu 
Lasten der Sozialhilfe (Hörgerätebatterien und Petö-Therapie) ist diese Entscheidung 
unter dem Blickwinkel der schwierigen Abgrenzung zwischen Leistungen der 
medizinischen Rehabilitation zu Lasten der gesetzlichen Krankenversicherung und 
Leistungen der sozialen Rehabilitation (Hilfe zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft 
(beachtenswert). 

Ich weise darauf hin, dass die Entscheidung noch nicht rechtskräftig ist, da die 
Nichtzulassungsbeschwerde vor dem BSG eingelegt wurde. Das Beschwerdeverfahren 
trägt das Az.: B 3 KR 4/10 B. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
gez.: 
 
Matthias Krömer 

Geschäftsstelle�
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